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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Mann und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5204 — 

Rechtliche und wirtschaftliche Stellung deutscher Lehrkräfte und Ortskräfte 
an deutschen Privatschulen im Ausland 

Der Bundesminister des Auswärtigen — 011 — 300.14 — hat mit 
Schreiben vom 16. Juni 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die deutschen Auslandsschulen sind keine Anstalten der Bundes-
republik Deutschland oder eines Bundeslandes, sondern p rivate 
Schulen, die den Rechtsnormen des jeweiligen Sitzlandes unter-
liegen. Ihre Träger sind überwiegend Schulvereine örtlichen 
Rechts. Mitglieder sind im betreffenden Sitzland lebende deut-
sche Staatsangehörige sowie deutschstämmige und andere sich 
mit der deutschen Kultur verbunden fühlende Bürger des jewei-
ligen Staates. Die Bundesregierung hat den Schulträgern gegen-
über kein Weisungsrecht. Sie sind der Bundesrepublik Deutsch-
land gegenüber rechtlich unabhängig. Einer Genehmigung des 
Bundes oder der Länder nach Artikel 7 Abs. 4 GG für den Betrieb 
der Schulen bedarf es nicht, da sie nicht im räumlichen Geltungs-
bereich des Grundgesetzes liegen. 

a) Wie hoch sind diese Beträge, mit denen diese Schulen gefördert 
werden, aufgegliedert nach Förderungsbeträgen durch die Bezah-
lung für „entsandte" Lehrer, Zuschüssen für die Bezahlung von 
Ortskräften und sonstigen Zuschüssen? 

1. Zuwendungen an die vermittelten Lehrer im Jahre 1985: 

Insgesamt ca. 	 200 613 000 DM 
davon: 
monatlich wiederkehrende 
Zuwendungen 	 178 338 000 DM 
(einschl. 15 000 000 DM Mietzuschuß) 
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Beihilfen 	 4 123 000 DM 
(Krankheit, Todesfälle, 
Tropentauglichkeit) 
Umzugskosten, 	 18 152 000 DM 
Heimaturlaub, Kinderreisebeihilfen 

2. Zuwendungen an die geförderten Schulen im Jahre 1985: 

Schulbeihilfe 	 52 285 969,79 DM 

Bei der Schulbeihilfe handelt es sich um einen Betrag, der 
unter Einbeziehung des Gesamthaushalts der Schule als haus-
haltsrechtlich anerkennungs- bzw. förderungsfähiges Defizit 
ermittelt wurde. 

Dieser Betrag wird bei den weitaus meisten Schulen als Bei-
hilfe zu den Gehältern der Ortslehrkräfte vergeben. Die 
Zuwendung hat vor allem zum Ziel, den Schulträgern die 
Zahlung von angemessenen Gehältern zu ermöglichen. Sie 
sollen sich an der Ortsüblichkeit orientieren, aber auch 
berücksichtigen, daß die Anforderungen an Vorbildung und 
Arbeitsaufwand über das Übliche hinausgehen. 

Zuwendungen für 
Kleinstbaumaßnahmen 	 335 180 DM 
Schuleinrichtungen 	 1 717 449 DM 

(darin enthalten: 
Erstausstattung DS Rom 
mit 711 072 DM) 

Schulbusse 	 608 794 DM 
Lehrmittel 	 3 300 000 DM 

b) Wird die Anerkennung der Abschlüsse dieser Schulen und die För-
derung davon abhängig gemacht, daß die wi rtschaftliche und recht-
liche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist? Sind insbeson-
dere für die Verträge mit den Ortskräften Mindestnormen vorge-
schrieben, und ist — falls dies nicht der Fall sein sollte — die Bundes-
regierung bereit, solche Mindestnormen einzuführen? 

Die Anerkennung deutscher Schulen im Ausland, d. h. die Gleich-
stellung von Auslandsschulen mit öffentlichen Schulen in der 
Bundesrepublik Deutschland, fällt in die Zuständigkeit der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland (KMK). Gemäß dem Grundlagenbeschluß 
der KMK vom 15. September 1978 erfordert die Anerkennung 
u. a., daß die Schule wirtschaft lich gesichert sein und eine zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben ausreichende Zahl voll ausgebildeter 
deutscher Lehrer beschäftigen muß. Die in den Auslandsschul-
dienst amtlich vermittelten Lehrer, die von den Ländern für diese 
Tätigkeit beurlaubt werden, bleiben grundsätzlich in der Besol-
dungsgruppe, der sie vor der Beurlaubung angehörten. Die Zeit 
der Beurlaubung für den Auslandsschuldienst wird diesen Leh-
rern auf das Besoldungsdienstalter und als ruhegehaltsfähige 
Dienstzeit angerechnet. 
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„Mindestnormen" für Ortskräfte, die insoweit denkbar wären, als 
sie nicht hinter zwingende Normen des Gastlandes zurückgehen, 
können von deutscher Seite nicht ohne weiteres gesetzt werden, 
da die wirtschaftliche und rechtliche Situation in den Sitzländern 
der Auslandsschulen zu unterschiedlich ist. Im Auslandsbesol-
dungssystem für Beamte kann diesen Unterschieden mit der Ein-
teilung in Zonenstufen und dem Kaufkraftausgleich Rechnung 
getragen werden. Die Schulträger sind aber Wirtschaftssubjekte, 
die dem ausländischen Wirtschaftsbereich angehören und allein 
die Verantwortung für die Sicherung der wirtschaft lichen Grund-
lagen der Schule tragen. Der deutsche finanzielle Beitrag hat 
lediglich unterstützenden Charakter. 

Auf den Zweck der Schulbeihilfe [Antwort zu a), Ziffer 2.] wird im 
übrigen hingewiesen. 

c) Ist bei arbeitsrechtlichen Rechtsstreitigkeiten der Zugang dieser 
Lehrkräfte zu den deutschen Arbeitsgerichten sichergestellt? Ist ins-
besondere bei entsandten" Lehrern und Ortskräften — jedenfalls 
insoweit, als es sich um deutsche Staatsangehörige handelt — sicher-
gestellt, daß die Zuständigkeit eines deutschen Arbeitsgerichts ver- 
einbart ist? Entspricht insbesondere bei den „entsandten" Lehrern 
die Zuständigkeitsvereinbarung den Regeln der Zivilprozeßord-
nung? 

Können sich bei der Zustellung von Kündigungsschutzklagen 
Schwierigkeiten daraus ergeben, daß Schulvereine im Ausland nur 
auf diplomatischem Wege geladen werden können? Ist die Bundes-
regierung bereit, dadurch Abhilfe zu schaffen, daß in den Verträgen 
das Bundesverwaltungsamt als Zustellungsbevollmächtigter bestellt 
wird? 

In allen Verträgen zwischen vermittelten Lehrern und dem jewei-
ligen Schulverein ist die Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Köln 
vereinbart. Soweit die Lehrer in Belgien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg und den Niederlanden tätig sind, ergibt sich die 
Zulässigkeit dieser Vereinbarung aus Artikel 17 des Übereinkom-
mens der Europäischen Gemeinschaft über die gesetzliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968 (BGBl. 
1972 II 774). Bei allen übrigen Verträgen folgt die Zulässigkeit aus 
§ 38 Abs. 2 ZPO. Hier könnte es in Einzelfällen zu Schwierigkeiten 
kommen, wenn der Lehrer für die Dauer seines Auslandsaufent-
halts seinen innerdeutschen Wohnsitz beibehält. Dann wäre der 
Gerichtsort Köln unwirksam vereinbart, da § 38 Abs. 2 Satz 2 ZPO 
einen bereits vorhandenen innerdeutschen Wohnsitz nicht zur 
Disposition stellt. Das in einem solchen Fall angerufene Arbeits-
gericht Köln würde jedoch die Klage nicht abweisen, sondern 
vielmehr den Rechtsstreit an das für den inländischen Wohnsitz 
des Klägers zuständige Arbeitsgericht verweisen; denn nach dem 
Grundtenor der Vereinbarung soll ja ein deutsches Gericht zur 
Entscheidung berufen sein. 

Eine Bestellung des Bundesverwaltungsamts zum Zustellungs

-

bevollmächtigten für die Schulvereine wird nicht für sinnvoll 
gehalten. Eine Zustellung an das Bundesverwaltungsamt würde 
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die Zeit zwischen Zustellung und erstem Verhandlungstermin 
nicht verkürzen. Die Klage und die dazugehörenden Schriftstücke 
müßten wie bei einer konsularischen Zustellung auf dem Kurier-
weg über die Auslandsvertretung an den Schulverein weitergelei-
tet werden, damit dieser sich auf das Verfahren sachgerecht 
einlassen kann. Außerdem kann hier bei dem klagenden Lehrer 
der Eindruck entstehen, das Bundesverwaltungsamt werde mit 
Kenntnissen aus den bestehenden Verwaltungsvorgängen den 
Rechtsstreit zum Vorteil des Schulvereins beeinflussen. 

Bei der Gestaltung der Verträge von Ortskräften steht beiden 
Parteien im Rahmen des örtlichen Arbeitsrechts die Festlegung 
des Gerichtsstandes frei. Die deutschen fördernden Stellen neh-
men weder unmittelbar noch mittelbar Einfluß auf Gestaltung und 
Inhalt der Arbeitsverträge. 

d) Sowohl mit „entsandten" Lehrern als auch bei Ortskräften werden 
Kettenarbeitsverträge geschlossen. 

Sind diese zulässig? 

Nach der Rechtsprechung ist die Bef ristung eines Arbeitsvertra-
ges sowie die Aneinanderreihung bef risteter Arbeitsverträge (sog. 
Kettenarbeitsverträge) im deutschen Arbeitsrecht zulässig, soweit 
damit Kündigungsschutzbestimmungen nicht umgangen wurden 
und für die jeweilige Befristung ein sachlich zu rechtfertigender 
Grund vorliegt (hierzu vgl. BAGUrteil vom 25. Januar 1973 — 2 
AZR 158/72 — AP Nr. 37, BAGUrteil vom 22. März 1973 — 2 AZR 
274/72 — AP Nr. 38 und BAGUrteil vom 13. Mai 1982 — 2 AZR 87/ 
80 — AP Nr. 68, alle zu § 620 BGB bef risteter Arbeitsvertrag). 

Für vermittelte Lehrer ist im Zusammenhang mit der Frage aber 
entscheidend, daß diese als beurlaubte Beamte keinerlei Arbeits-
marktrisiko tragen. 

Für Ortslehrkräfte ist das Ortsrecht maßgeblich. 

e) Bei den „entsandten" Lehrern ist das Arbeitsverhältnis aufgespalten 
in ein eigentliches privatrechtliches Arbeitsverhältnis mit dem Schul-
verein, nach dem der Schulverein nicht zu Gehaltszahlungen ver-
pflichtet ist, und in ein öffentlich-rechtliches „Zuwendungsverhält-
nis" zum Bundesverwaltungsamt, aus dem sich die Zahlungsver-
pflichtung ergibt. 

Ist diese Aufspaltung rechtlich zulässig? Gibt es für diese rechtliche 
Konstruktion auch andere Beispiele? Folgt in diesen Fällen die Zah-
lungspflicht des Bundesverwaltungsamtes der Entscheidung im 
Arbeitsgerichtsprozeß oder sind Fälle denkbar, in denen das Bundes-
verwaltungsamt die Zahlung aus dem öffentlich-rechtlichen 
„Zuwendungsverhältnis" verweigert, auch wenn der Lehrer im 
Arbeitsgerichtsprozeß obsiegt hat? 

Besteht die Zahlungspflicht des Bundesverwaltungsamtes auch wäh-
rend eines Kündigungsschutzprozesses fo rt , während dessen Dauer 
der Lehrer nicht unterrichten kann? 

Führt diese Rechtskonstruktion dazu, daß allein das Bundesverwal

-

tungsamt und nicht der jewei lige Schulverein das wi rtschaftliche 
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Risiko des Arbeitsgerichtsprozesses trägt, auf den es keinen Einfluß 
nehmen kann? Welche Möglichkeiten bestehen hier Abhilfe zu 
schaffen? Wäre es insbesondere nicht sinnvoller, ein einheitliches 
Arbeitsverhältnis zum Bundesverwaltungsamt zu schaffen? 

Das Arbeitsverhältnis ist nicht aufgespalten, sondern es besteht 
nur ein einziges ungeteiltes Arbeitsverhältnis zwischen Lehrer 
und ausländischem Schulträger. 

Das Rechtsverhältnis zum Bund ist ein öffentlich-rechtliches 
Zuwendungsverhältnis, das neben dem Arbeitsverhältnis besteht. 
Es hat u. a. die Gewährung von Ausgleichszulagen, Umzugs-
kosten, Heimaturlaubsreisen und Beihilfen im Krankheitsfall zum 
Inhalt. Die Vergabe der Zuwendungen richtet sich nach den 
Zuwendungsrichtlinien des Auswärtigen Amts. 

Auslandslehrer stehen danach in zwei Rechtsbeziehungen: zum 
ausländischen Schulträger einerseits und zur Bundesrepublik 
Deutschland andererseits. 

Es ist rechtlich nicht zu beanstanden, daß der Arbeitsvertrag mit 
dem Schulträger in den meisten Fällen keine Vertragsvergütung 
durch den Schulträger vorsieht, da die im Dienstvertragsrecht 
übliche Vergütung für die erbrachte Arbeitsleistung hier in einem 
öffentlich-rechtlichen Zuwendungsverhältnis erbracht wird. 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst verfährt ähnlich im 
Bereich der Förderung von Hochschuldozenten. 

Die Vergabe der Zuwendungen richtet sich nach den Normen des 
öffentlichen Rechts. 

Die rechtmäßige Vergabe der Zuwendungen unterliegt als Ver-
waltungsakt der Überprüfung durch die Verwaltungsgerichte. 

Die dem Lehrer gegebene Zuwendungszusage enthält die Ein-
schränkung, daß die Zusage ihre Wirksamkeit verliert, wenn die 
Tätigkeit im Ausland, aus welchen Gründen auch immer, vorzei-
tig beendet wird. Wenn die Einstellung der Zuwendungen für den 
Auslandslehrer eine Härte darstellt, können die Zuwendungen 
(ggf. auch teilweise) weitergewährt werden. Es sind keine Fälle 
bekannt geworden, daß das Bundesverwaltungsamt die Zahlung 
der Zuwendung trotz eines für den Lehrer günstigen Arbeits-
gerichtsurteils endgültig eingestellt hat. 

Der Einführung einheitlicher Arbeitsverträge zwischen den Leh-
rern und dem Bundesverwaltungsamt steht der Wunsch der Bun-
desländer, die die Personalhoheit über ihre ins Ausland vermittel-
ten Lehrer beibehalten, entgegen, kein Arbeitsverhältnis zum 
Bund entstehen zu lassen. 

Die Vermittlung von in Deutschland ausgebildeten Lehrern an 
eine Auslandsschule wird als Förderung für die Schule verstan-
den. Um den kulturpolitischen Erfolg dieser Maßnahme nicht zu 
gefährden, ist der Eindruck zu vermeiden, als wolle sich die 
Bundesrepublik Deutschland in die Angelegenheiten von Einrich-
tungen des Gastlandes, die dessen Recht unterliegen, einmischen. 
Vor diesem Hintergrund könnte es zu Konflikten bei der Aus-
übung des Direktionsrechts durch eine deutsche Stelle als Arbeit-
geber kommen. 
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f) Gilt für die Ortskräfte — jedenfalls insoweit, als es sich um deutsche 
Staatsangehörige handelt — deutsches Recht oder das Recht des 
Gastlandes? 

Wie schon erwähnt, unterliegen die Arbeitsverhältnisse zwischen 
Schulträgern, d. h. p rivaten Vereinen nach örtlichem Recht, und 
Ortslehrkräften dem örtlichen Arbeitsrecht. Dies gilt für alle Orts-
kräfte, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. 

Fälle von rechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Schulträ-
gern und Ortskräften vor deutschen Gerichten sind hier (bis auf 
eine Ausnahme) nicht bekanntgeworden. 

g) Sind Fälle — etwa in Riyadh/Saudi-Arabien — bekanntgeworden, in 
denen deutsche Schulen oder deutsche Auslandsvertretungen Orts-
kräften den Zugang zu den Arbeitsgerichten des Gastlandes behin-
dert haben? Steht diesen Ortskräften alsdann jedenfalls der Zugang 
zu den deutschen Arbeitsgerichten offen? 

Fälle, in denen deutsche Schulen oder deutsche Auslandsvertre-
tungen Ortskräften den Zugang zu den Arbeitsgerichten des 
Gastlandes behindert haben, sind dem Auswärtigen Amt nicht 
bekannt. 

Auch die Botschaft Riad hat keine als Ortskraft an der Deutschen 
Schule in Riad angestellte deutsche Lehrkraft am Zugang zu den 
Arbeitsgerichten in Deutschland oder in Saudi-Arabien behindert. 
Dies stünde auch gar nicht in ihrer Macht. In einem derzeit 
schwebenden Streitfall steht der deutschen Lehrkraft der Rechts-
weg in Riad nach wie vor offen. 

h) Sind Fälle bekanntgeworden — wiederum etwa in Riyadh/Saudi-
Arabien — in denen schon während des Kündigungsschutzprozesses 
deutschen Lehrkräften die Dienstpässe entzogen bzw. nicht verlän-
gert worden sind und sie so zum vorzeitigen Verlassen des Landes 
gezwungen worden sind? 

Ist es denkbar, daß einem Lehrer an einer deutschen Auslandsschule 
mit der Begründung gekündigt worden ist, seine an der gleichen 
Schule als Lehrerin tätige Ehefrau habe versucht, das Arbeitsgericht 
des Gastlandes anzurufen? Haben das Auswärtige Amt und die 
deutsche Auslandsvertretung sich schützend vor diese Lehrkräfte 
gestellt? 

Solche Fälle sind nicht bekanntgeworden. In einem Fall hat 
unsere Botschaft Riad den regulär abgelaufenen Dienstpaß eines 
Lehrers zweimal verlängert, um es ihm zeitlich zu ermöglichen, 
nach erfolgter Kündigung seines Arbeitsverhältnisses mit dem 
deutschen Schulverein in Riad noch ein Schlichtungsverfahren zu 
beantragen. Da der Lehrer jedoch, statt den Weg der Schlichtung 
zu beschreiten, unmittelbar vor einem deutschen Gericht Klage 
erhob, war seine weitere Anwesenheit im Gastland nicht mehr 
erforderlich. Somit ergab sich für die Botschaft nicht mehr die 
Notwendigkeit einer dritten Verlängerung seines Dienstpasses. 
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Nach Auskunft der Botschaft Riad war der Grund dieser Kündi-
gung der Umstand, daß eine Zusammenarbeit von Lehrer und 
Schule unzumutbar geworden war. Die Kündigung stützte sich 
auf die für diesen Fall  relevante Bestimmung des § 9 Abs. 1 des 
Musterdienstvertrages für entsandte Lehrkräfte. Die Botschaft hat 
sich vermittelnd eingeschaltet und mehrere ausführliche Ge-
spräche mit den Streitparteien geführt, leider ohne Ergebnis. 




